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13. Februar 2007 
Pressemitteilung
DGB und Landkreistag fordern gemeinsam eine 

Fortsetzung des Optionsmodells nach der Kreisgebietsreform

In einem gemeinsamen Schreiben an Bundesarbeitsminister Franz Müntefering fordern der Deutsche Gewerkschaftsbund Sachsen-Anhalt und der sachsen-anhaltische Landkreistag  eine uneingeschränkte Fortsetzung des Optionsmodells nach der Kreisgebietsreform. 
Die Landkreise Schönebeck, Wernigerode, Anhalt-Zerbst, Merseburg-Querfurt und Bernburg haben als sogenannte Optionslandkreise die Vermittlung von Langzeitarbeitslosen in den Arbeitsmarkt an Stelle der Agenturen für Arbeit übernommen. Infolge der Kreisgebietsreform zum 1. Juli 2007 ist das Optionsmodell jetzt aber gefährdet, weil alle fünf Optionslandkreise mit Landkreisen fusionieren, in denen diese Aufgaben derzeit in anderen Organisationsmodellen erfüllt werden.  

„Um unterschiedliche Trägermodelle innerhalb der neuen Landkreise zu vermeiden, muss den neu gewählten Kreistagen das Recht eingeräumt werden, sich für ein einheitliches Organisationsmodell zu entscheiden und das Optionsmodell auch auf das gesamte neue Kreisgebiet auszudehnen. Dagegen sperre sich aber das Bundesarbeitsministerium“, erläutert Landkreistagsgeschäftsführer Heinz-Lothar Theel und weist darauf hin, dass entsprechende Gespräche zwischen dem Bundesarbeitsministerium und dem Ministerium für Wirtschaft und Arbeit des Landes Sachsen-Anhalt bisher zu keinem Ergebnis geführt hätten.

Für eine Fortführung des Optionsmodells in Sachsen-Anhalt spricht sich auch DGB-Landesvorsitzender Udo Gebhardt aus und stellt gemeinsam mit  LKT-Geschäfts-führer Theel fest, dass 

· sich die kommunale Trägerschaft für die Aufgaben nach dem SGB II in den fünf sachsen-anhaltinischen Optionslandkreisen ausdrücklich bewährt hat, 

· keiner der fünf zugelassenen kommunalen Träger in Sachsen-Anhalt das Ziel verfolgt, das vorhandene Optionsmodell in den neuen Kreisstrukturen aufzugeben und in eine Arbeitsgemeinschaft mit der Arbeitsverwaltung einzutreten. 

„Selbstverständlich muss bei einer Ausweitung des Optionsmodells auch den Interessen der Beschäftigten, die derzeit in den Arbeitsgemeinschaften mit dieser Aufgabe betraut sind, hinreichend Rechnung getragen werden“, sind sich Gebhardt und Theel einig. 
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